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Agrarpolitik

Fehlkonstruktion „Grüner Dollar“
Dr. Franz Fendt, Kiel

Das l<unstvoll errichtete Gebäude des Gemein­
samen Agrarmarl<tes zeigt seit ein iger Zeit 

erste, aber tiefgehende Risse. Sie konnten durch 
mühsam ausgehandelte Übergangskompromisse 
nur notdürftig gekittet werden. Ursache fü r die 
Beschleunigung dieser krisenhaften Entwicklung 
ist die enge Verzahnung der EWG-Agrarpolitik 
mit der Währungspolitik, genauer gesagt, die 
Bindung der gemeinsamen Agrarpreise an eine 
fiktive Währungseinheit. Aufgrund dieser Bindung 
werden die Agrarpreise — ebenso wie alle übri­
gen monetären Marktordnungskomponenten — 
nicht in den nationalen Währungen der M itglied­
staaten, sondern in Europäischen Rechnungs­
einheiten (RE) ausgedrückt. Deren Wert entspricht 
der Goldparität des Dollars — deshalb die Be­
zeichnung „Grüner Dollar“ . Die in nationaler Wäh­
rung ausgedrückten Agrarpreise werden durch 
Multiplikation mit den offiziellen Wechselkursen 
errechnet.

Kritik am Grünen Dollar

Aufgrund der administrativen Bindung der ge­
meinsamen Agrarpreise an die RE haben Wech­
selkursänderungen fü r die Landwirtschaft der 
EWG-Länder grundsätzlich eine andere Bedeu­
tung als für die gewerbliche Wirtschaft: Die in 
nationaler Währung ausgedrückten Agrarpreise 
müssen automatisch um das Maß der Paritätsän­
derung angepaßt werden — sofern der M inister­
rat keine Ausnahmeregelung beschließt. Somit 
besteht im Agrarsektor, also in einem einzelnen 
Wirtschaftszweig, de facto bereits eine Währungs-
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Union, während ansonsten die EWG-Mitgliedstaa- 
ten in ihrer Währungspolitik praktisch völlig  auto­
nom sind.

Die Abwertung des französischen Franc und die 
Aufwertung der DM haben diese besondere Pro­
blematik des gemeinsamen Agrarpreissystems in 
a ller Deutlichkeit offengelegt. Die ständigen und 
lebhaften Auseinandersetzungen um die Rolle des 
„Grünen Dollars“ lassen es deshalb angebracht 
erscheinen, sich über Geschichte und Funktion 
der RE noch einmal Klarheit zu verschaffen.

Entstehung der Rechnungseinheit

Die Europäische Rechnungseinheit (RE) wurde 
erstmals im Europäischen Währungsabkommen 
(EWA) als fiktive Währungseinheit definiert. Das 
EWA ist am 28.12.1958 als Nachfolgeorganisa­
tion der Europäischen Zahlungsunion in Kraft ge­
treten, nachdem die Währungen der Vertrags­
parteien zu 9 7 %  wieder konvertibel geworden 
waren, ln Art. 24 des EWA wurde der Wert der 
RE auf die Feingoldmenge von 0,88867088 g fest­
gesetzt. Dieser Wert entsprach — und entspricht 
noch heute — dem Goldstandard des US-Dollars, 
ohne daß die RE jedoch an den Dollar gebunden 
ist.

Im EWG-Vertrag selbst, der am 1.1.1958 in Kraft 
trat, ist jedoch nur allgemein von einer Rech­
nungseinheit die Rede, ohne daß auf die EWA- 
Rechnungseinheit Bezug genommen w ird. Es kann 
jedoch zweifelsfrei unterstellt werden, daß mit 
der in Art. 207 erwähnten Rechnungseinheit die 
im EWA definierte Rechnungseinheit gemeint ist.

Ein Beweis fü r diese Annahme ist z. B. die Tat­
sache, daß in Art. 4 der Satzung der Europäischen 
Investitionsbank die RE als maßgebliche Wäh­
rungseinheit eingeführt und ihr Wert hier eben­
fa lls auf die obengenannte Feingoldmenge fest­
gelegt wurde. Das Protokoll über die Satzung der
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Europäischen lnvestitionsbanl< gehört aber zu den 
Anhängen des EWG-Vertrags und wurde gleich­
zeitig mit diesem unterzeichnet.

Die in Art. 209 des EWG-Vertrags angesprochene 
„Haushaltsordnung über die Aufstellung und Aus­
führung des Haushaltsplans der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. . . “ wurde allerdings erst 
am 1.1.1961, drei Jahre nach dem Inkrafttreten 
der Römischen Verträge, erlassen ’ ). In Art. 18 
Abs. 1 dieser EWG-Haushaltsordnung wurde die 
RE als verbindlich für die Aufstellung des Haus­
haltsplans der Gemeinschaft verankert. Für die 
Haushaltspläne 1958 bis 1960 war dagegen noch 
der belgische Franc als Währungseinheit ver­
wandt worden. Der Wert der RE wurde auf die­
selbe Feingoldmenge wie im Europäischen Wäh­
rungsabkommen festgelegt.

Anwendung im Agrarbereich

Seit den ersten EWG-Verordnungen zur gemein­
samen Agrarpolitik Anfang des Jahres 1962 sind 
auch in allen für die Verwirklichung der gemein­
samen Agrarpolitik entscheidenden Rechtsakten 
Preise und andere monetäre Größen in der RE 
des Art. 18 der EWG-Haushaltsordnung ausge­
drückt worden.

Mit der Verordnung Nr. 129/62/EWG vom 
1.11.1962 „über den Wert der Rechnungseinheit 
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrar­
politik anzuwendenden Umrechnungskurse^)“ 
wurde die bereits vorher angewandte Rechnungs­
einheit für den EWG-Agrarbereich auch gesetz­
lich als gemeinsamer Währungsmaßstab einge­
führt. Mit dieser Verordnung sollte die Unantast­
barkeit der in RE ausgedrückten gemeinsamen 
Preise oder Beträge gegenüber den einzelstaat­
lichen Wechselkursänderungen gewährleistet 
werden.

Diese Zielsetzung steht ohne Zweifel materiell 
mit den Bestimmungen des EWG-Vertrags voll 
in Einklang, da die Einbeziehung der Landwirt­
schaft in den Gemeinsamen Markt — wie sie in 
Art. 38 des EWG-Vertrags ausdrücklich gefordert 
wird -  ein EWG-einheitliches Agrarpreisniveau 
impliziert. Deshalb heißt es auch in Art. 40 des 
EWG-Vertrags, daß eine (etwaige) gemeinsame 
Preispolitik auf gemeinsamen Grundsätzen und 
einheitlichen Berechnungsmethoden beruhen muß. 
Die Anwendung der RE auch im Agrarbereich 
erscheint somit aus damaliger Sicht durchaus 
folgerichtig, zumal die Aussichten fü r einen Fort­
schritt in der Integration der W irtschafts- und

') Sie ist am t. 1. 1968 — als Folge der Einsetzung eines ge­
meinsamen Rats und einer gemeinsamen Kommission der drei 
Gemeinschaften -  durch eine neue Haushaltsordnung ersetzt 
worden, in der neuen Haushaltsordnung ist die RE in Art. 17 
definiert.
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, Jg. 5 (1962), 
Nr. 106, S. 2553 ff.

W ährungspolitik seinerzeit günstiger beurteilt wer­
den konnten als heute. Die erheblichen Konse­
quenzen, die sich einmal aus dieser Regelung 
für den Gemeinsamen Agrarmarkt selbst erge­
ben könnten, hat man damals wohl kaum vor­
aussehen können.

Unerfüllte Hoffnungen

In der Zeit vom 1. Juli 1967 bis zum 29. Juli 1968 
wurde m it dem Erlaß der endgültigen gemein­
samen Marktorganisationen fü r alle wichtigen 
landwirtschaftlichen Produkte ein EWG-einheit- 
liches Preisniveau geschaffen. Erst von diesem 
Zeitpunkt an hat die RE ihre zentrale Bedeutung 
für die EWG-Agrarpolitik erlangt.

Die Kommission und auch der M inisterrat ver­
trauten ursprünglich darauf, daß schon allein 
von den gemeinsamen, in RE ausgedrückten 
Agrarpreisen ein „heilsamer Zwang“ in Richtung 
auf eine verstärkte konjunktur- und währungs­
politische Zusammenarbeit der „Sechs“ ausgehen 
würde. So hegte man die Hoffnung, Wechselkurs­
änderungen einzelner Mitgliedstaaten könnten 
wegen der daraus folgenden, schwerwiegenden 
Konsequenzen fü r den Agrarsektor in Zukunft 
wesentlich erschwert, wenn nicht gar unmöglich 
gemacht werden. Wenn auch die Schaffung einer 
EWG-Währungsunion in jedem Falle nur ein Fern­
ziel bleiben konnte, so sollte durch die Verzah­
nung der Agrarpreispolitik m it der Währungs­
politik zumindest der Zustand fixer Wechselkurs­
relationen zwischen den Mitgliedstaaten als Vor­
stufe einer solchen Währungsunion erreicht 
werden.

„Vorbeugende“  Verordnung

Im Verlauf des Jahres 1968 trat jedoch das Wäh­
rungsungleichgewicht zwischen den Partnerstaa­
ten immer deutlicher zutage und stellte diese 
Konzeption der Europäischen Kommission früher 
als erwartet in Frage. Im Mai 1968 erließ daher 
der Rat die Verordnung 653/68/EWG ®). Diese be­
hielt zwar im Prinzip die Bindung der Agrarpreise 
an die RE bei, sah aber die Möglichkeit vor, in 
gewissen Fällen eine Anpassung des Wertes der 
RE vornehmen zu können. In dieser Verordnung 
wird deshalb bestimmt, daß der Rat einstimmig 
darüber entscheidet, ob und gegebenenfalls um 
welchen Prozentsatz die Goldparität der RE zu 
ändern ist, wenn ein oder mehrere M itgliedstaa­
ten eine Änderung ihrer Währungsparität vorneh­
men. Bis zur Bestimmung und Bekanntgabe des 
künftig geltenden Wertes der RE w ird deren alte 
Parität ausgesetzt.

Die Verordnung nennt ausdrücklich zwei Sonder­
fälle, in denen sich der neue Wert der RE auto­
matisch ergibt:

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, Jg. 1 (1968), 
Nr. L 123/4 ff.
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□  Bei gleiclizeitigen, gleictigericfiteten und im 
Ausmaß gleichen Paritätsänderungen aller M it­
gliedstaaten ändert sich der Wert der RE auto­
matisch in der Richtung und in dem Maße der 
erfolgten Paritätsänderungen.
□  Bei gleichzeitigen und gleichgerichteten, aber 
im Ausmaß unterschiedlichen Paritätsänderungen 
aller Mitgliedstaaten ändert sich der Wert der 
RE nur um das Maß der geringsten Paritätsände­
rung.

Verschieben sich infolge von Wechselicursände- 
rungen die Währungsparitäten einzelner M itglied­
staaten zur RE, so kann der Rat diesen M itglied­
staaten „geeignete Übergangsmaßnahmen“ ge­
statten, um die wirtschaftlichen und monetären 
Folgen, die durch die automatische Anpassung 
der Agrarpreise bei Wechselkursänderungen her­
vorgerufen v/erden, abzuschwächen. Diese Maß­
nahmen müssen aber dem Ausnahmecharakter 
der Lage entsprechen.

System-inkonforme Lösungen

M it der Abwertung des französischen Franc im 
August 1969 und der Aufwertung der DM im 
Oktober 1969 wurde aber offenbar, daß die Be­
stimmungen der EWG-Verordnungen angesichts 
der fehlenden gemeinsamen Währungspolitik 
keine ausreichende gesetzliche Handhabe boten, 
um den Gemeinsamen Agrarmarkt gegenüber 
größeren währungspolitischen Transaktionen ab­
zusichern. Auch hatte man den möglichen Aus­
wirkungen des landwirtschaftlichen Preisautoma­
tismus auf die Gesamtwirtschaft (z. B. Erhöhung 
der Nahrungsmittelpreise in Abwertungsländern) 
keineswegs die gebührende Aufmerksamkeit ge­
schenkt. Die wirtschaftspolitischen Entscheidun­
gen des M inisterrats nach den beiden Paritäts­
änderungen hatten daher auch nicht den Charakter 
einer „systemgerechten“ Lösung, wie sie sich 
bei strikter Anwendung der EWG-Verordnungen 
hätte ergeben müssen. Vielmehr bedeuteten diese 
Beschlüsse, namentlich im Falle Frankreichs, daß 
der Gemeinsame Agrarmarkt m it seinen einheit­
lichen Preisen -  wenn auch vorübergehend — 
suspendiert wurde. An der deutsch-französischen 
Grenze war zeitweilig ein Unterschied von rd. 
2 0 %  zwischen den — in RE ausgedrückten — 
gesenkten französischen und den erhöhten deut­
schen Preisen mit Ausgleichsbeträgen zu über­
brücken. Die Zollschranken, die im innergemein- 
schaftiichen Agrarhandel längst als abgeschafft 
galten, traten wieder voll in Funktion.

Innerhalb von zwei Monaten haben damit zwei 
EWG-Länder, wenn auch unter verschiedenen 
Voraussetzungen, das Recht fü r sich in Anspruch 
genommen, aus innenpolitischen Gründen eine 
souveräne Währungspolitik zu betreiben. Es

scheint lediglich eine Frage der Zeit zu sein, 
wann weitere M itgliedsländer unter dem Zwang 
ihrer konjunkturellen Entwicklung diesem Beispiel 
folgen werden.

Problematische Ausgleichsregelung

Damit drängt sich die Frage auf, ob nicht das 
System der in Rechnungseinheiten ausgedrück­
ten Agrarpreise eine Fehlkonstruktion darstellt, 
solange die nationalen Wirtschafts- und Währungs­
politiken nicht harmonisiert sind. Unter den Ver­
teidigern des „Grünen Dollars“ steht die Euro­
päische Kommission verständlicherweise in vor­
derster Linie. Sie neigt naturgemäß dazu, an 
einmal beschlossenen Regelungen und Mechanis­
men festzuhalten, da durch deren ersatzlosen 
Fortfall ein Vakuum entstünde, das die nationalen 
Regierungen zu ihren Gunsten ausnutzen würden, 
ökonomische Gründe sprechen jedoch gegen 
eine Beibehaltung des Systems des „Grünen 
Dollars“ . Bei allen Überlegungen muß nämlich 
davon ausgegangen werden, daß auf mittlere 
Sicht eine Koordinierung der Konjunktur- und 
Währungspolitik der Sechs nicht realisiert wird, 
ganz zu schweigen von der Gründung einer euro­
päischen Währungsunion, fü r die die Zeit aus 
politischen Gründen noch nicht reif ist.

Die Unterschiede in den gesamtwirtschaftlichen 
Zielsystemen der einzelnen Mitgliedstaaten, die 
beispielsweise in einer unterschiedlichen Wert­
schätzung des Zieles „P re isstabilitä t“ zum Aus­
druck kommen, haben sich als viel zu stark er­
wiesen, als daß sie durch die Klammer der ge­
meinsamen Agrarpreisregelung vereinheitlicht 
oder zumindest einander angenähert werden 
konnten. Deshalb können auch in Zukunft auto­
nome Wechselkursänderungen einzelner Partner­
länder nicht ausgeschlossen werden. Jede Auf­
wertung in einem Partnerland geht jedoch -  
kurzfristig gesehen — infolge der automatischen 
Anpassung der landwirtschaftlichen Preise zu 
Lasten der Landwirtschaft, jede Abwertung zu 
Lasten der Verbraucher, wenn nicht komplizierte 
Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden. Wech­
selkursänderungen einzelner Partnerländer be­
rühren jedoch nicht nur die Stellung der Land­
wirtschaft innerhalb einer Volkswirtschaft, son­
dern auch die Preisrelationen zwischen den 
Landwirtschaften der Partnerländer. Da alle diese 
Auswirkungen nicht exakt zu quantifizieren sind, 
bleiben Ausgleichsregelungen stets problematisch.

Aufgabe des Grünen Dollars

Aus diesem Grunde setzt sich in Expertenkreisen 
immer mehr die Erkenntnis durch, daß gemein­
same, an die RE gebundene Agrarpreise erst 
praktikabel sind, wenn eine gemeinsame Wirt- 
schafts- und W ährungspolitik in der EWG ein
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dauerhaftes Währungsgleichgewicht sichern. Die 
logische Konsequenz daraus wäre, die Integra­
tion des Gemeinsamen Agrarmarktes nur soweit 
zuzulassen, wie es der Integrationsstand in den 
übrigen wirtschaftspolitischen Teilbereichen er­
laubt. Eine solche Regelung, die in gewissen 
Bandbreiten wieder eine Differenzierung der 
Agrarpreisniveaus der fwlitgliedstaaten zulassen 
müßte, hat kürzlich auch der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesernährungsministerium emp­
fohlen. Die Aufgabe des „Grünen Dollars“ ist

hierbei keineswegs als eine Rückkehr zu nationa­
len Agrarmärkten zu werten; denn die preispoli­
tische Kompetenz des M inisterrats und das Prin­
zip der finanziellen Solidarität der Partnerländer 
im Agrarsektor könnten durchaus aufrechterhal­
ten werden. Auf jeden Fall würde aber sicher­
gestellt werden, daß von einer solchen flexiblen 
EWG-Agrarpolitik keine ständigen, den harmoni­
schen Fortgang der Integration in allen übrigen 
Wirtschaftsbereichen abträglichen Störungen mehr 
ausgehen.

Ist die EWG an allem schuld?
Hermann Sautter, Hamburg

Die EWG hat ihre Krisen, seit sie besteht. Jede 
wichtige Entscheidung über ihren weiteren 

Fortschritt war begleitet von der Alternative eines 
Rückschritts. Das war so bei den Beitrittsver­
handlungen mit Großbritannien, bei der Festle­
gung des gemeinsamen Preisniveaus für Getreide, 
bei der Verabschiedung der wichtigen Marktorga­
nisationen usw. Darüber kann aber nur überrascht 
sein, wer den fröhlichen Enthusiasmus der Grün­
derjahre nicht durchschaute, oder wer der naiven 
Meinung war, Interessengegensätze könnten durch 
den sogenannten „Sachzwang“ aufgehoben wer­
den.

Unbehagen an der EWG

Zum gegenwärtigen Unbehagen an der EWG 
haben mehrere Umstände beigetragen. Dazu ge­
hören:

□  Das Überschußproblem: Bildhafte Vergleiche 
hämmern dem Verbraucher ein, wie unsinnig die 
Preis- und Subventionspolitik „d ieser EWG“ bis­
her gewesen sei; so z.B . m it den Vorräten an 
Magermilchpulver könnte man „einen Güterzug 
von 250 km Länge (Frankfurt-Aachen) füllen ’ ) “ .

□  Die mit der Aufwertung in der Bundesrepublik 
und der Abwertung in Frankreich entstandenen 
Probleme: In der Unterstellung, die Ausgleichs­
zahlungen für die deutschen Bauern seien nur 
durch die gemeinsamen Marktorganisationen der 
EWG entstanden, w ird vom „Terror des Grünen 
Dollars“ geredet und behauptet: „W ir zahlen die

’) Der Spiegel, Nr. 48 vom 24. 11. 1969, S. 124.

Zeche, auf die w ir uns m it dem Grünen Dollar 
eingelassen haben ^).“
□  Das alte Argument aus dem Arsenal des 
Bauernverbandes findet bei dieser Bewußtseins­
lage ein w illigeres Gehör: W ir bezahlen mehr, 
als w ir bekommen, d. h. w ir finanzieren die fran­
zösischen Exportüberschüsse.
□  Um den Überdruß vollkommen zu machen, 
wird an die Perfektion der gemeinsamen Markt­
organisationen erinnert, die vom Weizen bis zu 
Blumenzwiebeln kaum etwas auslassen und auch 
den kleinsten Teilbereich m it Rechtsverordnungen 
regeln.

Auf eine Diskussion dieses letzten Arguments 
kann wohl verzichtet werden, denn dieser Tat­
bestand erregt höchstens die Gemüter verwal­
tungstechnischer Simplifikateure, kann aber nicht 
als Ursache ernsthafter Schwierigkeiten ange­
sehen werden. Über den Zusammenhang zwi­
schen der Gemeinsamen Agrarpo litik  und den 
ersten drei Problemen sollen dagegen hier einige 
Bemerkungen gemacht werden.

2) Die Welt vom 29. 10. 1959.
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